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Vorgeschichte

Die Einsicht, dass es zum Schutz des baulichen und

archäologischen Erbes wirksamer rechtlicher Me-

chanismen bedarf, stammt aus dem ausgehenden

19.Jahrhundert und somit aus der Zeit, als in den

preußischen Provinzen Westfalen und Rheinland

erstmals eine amtliche Denkmalpflege etabliert

wurde. Zwar bemerkte der erste rheinische Provin-

zialkonservator Paul Clemen, Gesetze und Verord-

nungen seien „zuletzt nur Mittel zum Zweck, nicht

ein Ziel“, und ergänzte: „Auch die besten Gesetze

können den Verfall von Denkmälern nicht aufhal-

ten“.1 Doch war es Clemen selbst, der wiederholt

betonte, der Staat dürfe der Vernichtung von ma-

teriellen Zeugnissen der Kulturgeschichte durch

Abbrüche, Verwahrlosung und „eilige Schatzgrä-

berei“ nicht tatenlos zusehen.2 Auch sein Zeitge-

nosse, der rheinische Jurist Friedrich Wilhelm

Bredt, plädierte zwar im Grundsatz für eine frei-

willige, auf Konsens beruhende Denkmalpflege,

empfahl aber zugleich eine Reihe von gesetzlichen

Vorkehrungen zur Durchsetzung des staatlichen

Erhaltungsanspruchs, angefangen mit Genehmi-

gungs- und Anzeigepflichten und behördlichen

Eingriffsbefugnissen bis hin zur Grundstücksent-

eignung zur Sicherung von gefährdeten Denkmä-

lern.3 Dabei handelte es sich vorwiegend um

Schutzinstrumente, die bereits zum damaligen

Zeitpunkt in den ersten deutschen Denkmalschutz-

gesetzen verankert waren und seither wie ein ro-

ter Faden das Recht der Denkmalpflege in Deutsch-

land durchziehen.4

Trotz dieser Erkenntnisse haben Bemühungen um

ein einheitliches Denkmalschutzgesetz gerade in

Preußen nicht gefruchtet, sondern allein zur Ver-

abschiedung eines Ausgrabungsgesetzes geführt,

das ausschließlich den Umgang mit archäologi-

schen Stätten und Funden zum Gegenstand hatte.5

Dimitrij Davydov

„Zuletzt nur ein Mittel zum Zweck“
Die Entwicklung des Denkmalrechts in Nordrhein-Westfalen



Der rechtliche Schutz von Bau- und Kunstdenkmä-

lern blieb demgegenüber lediglich rudimentär aus-

geprägt und auf eine Vielzahl von Einzelbestim-

mungen verteilt.6 So ergab sich in den preußischen

Provinzen Rheinland und Westfalen der Aufgaben-

bereich der Provinzialkonservatoren, die vor allem

für die Erfassung der Denkmäler, den Betrieb von

archäologischen Museen und Sammlungen und

die Mitwirkung an den Entscheidungen der staatli-

chen Vollzugsbehörden in allen Fragen der Denk-

malpflege zuständig waren,7 aus den Bestimmun-

gen des preußischen Kultusministeriums aus dem

Jahre 1844 sowie einer Reihe darauf beruhender

weiterer Regierungsakte.8

Nach der Gründung des Landes Nordrhein-Westfa-

len im Sommer 1946 blieb es zunächst bei der bis-

herigen Fragmentierung des Denkmalrechts.9 Zwar

bestimmte Art.18 Abs.2 der am 11. Juli 1950 in

Kraft getretenen Landesverfassung, dass „Denk-

male der Kunst, der Geschichte und der Natur so-

wie die Landschaft“ unter dem Schutz des Staates,

der Gemeinden und der Gemeindeverbände stan-

den. Eine Konkretisierung dieses Staatsziels in

Form eines umfassenden Denkmalschutzgesetzes

(DSchG), das Art und Umfang des staatlichen und

kommunalen Schutzes festlegen würde, blieb je-

doch zunächst aus.

Unter diesen, von Zeitgenossen durchaus als ver-

besserungswürdig gewerteten rechtlichen Rah-

menbedingungen war eine zentrale Rolle bei der

Bewahrung des baukulturellen und archäologi-

schen Erbes den bei den Landschaftsverbänden (§5

Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen) angesiedelten Landeskonservato-

ren zugewiesen, deren Stellung eine gewisse Deu-

tungshoheit in Denkmalangelegenheiten – insbe-

sondere hinsichtlich der Feststellung der Denkmal-

eigenschaft – implizierte. So betrachtete der Rund-

erlass „Schutz und Erhaltung von Baudenkmalen“

aus dem Jahre 1966 diejenigen Objekte als „Bau-

denkmale“, die in die amtlichen Inventare, vorge-

legt in der Reihe „Die Bau- und Kunstdenkmäler

von Westfalen“ und ihrem rheinischen Pendant

„Die Kunstdenkmäler der Rheinprovinz“, genannt

waren. Im Zweifelsfall sollte der Landeskonserva-

tor Auskunft darüber erteilen, „ob ein bestimmtes

Bauwerk als denkmalswert anzusehen und somit

schutzwürdig“ war. Auch im Übrigen nahmen die

Landeskonservatoren die Funktion amtlicher Gut-

achter im Bauplanungs-, Bauordnungs- und Steu-

errecht wahr.10

Genese des Denkmalschutzgesetzes

Nachdem die Erkenntnis, dass „die isoliert beste-

henden Bestimmungen in den verschiedenen

Rechtsbereichen“ als Grundlage für den Schutz des

kulturellen Erbes unzureichend waren, sich in der

Landespolitik durchgesetzt hatte,11 hat Nordrhein-

Westfalen als letztes Land der alten Bundesrepu-

blik ein Denkmalschutzgesetz auf den Weg ge-

bracht. Mit dem neuen „Gesetz zum Schutz und

zur Pflege der Denkmäler des Landes Nordrhein-

Westfalen“, dessen Entwurf die Fraktionen der SPD

und der F.D.P. im Mai 1979 vorlegten,12 sollte erst-

malig eine umfassende einheitliche Rechtsgrund-

lage für den Denkmalschutz und die Denkmal-

pflege geschaffen und dadurch der Schutz für alle

Denkmäler landeseinheitlich verbessert werden.13

Eckpunkte des Entwurfs waren der weite Denk-

malbegriff, die zentral bei der Obersten Denkmal-

behörde geführte nachrichtliche Denkmalliste, die

Verpflichtung des privaten Denkmaleigentümers

zur Erhaltung und Nutzung des Denkmals im Rah-

men des wirtschaftlich Zumutbaren, die Verzah-

nung des Denkmalschutzes mit dem Bauplanungs-

und Bauordnungsrecht, wozu auch das bundes-

weit neuartige Instrument „Denkmalpflegeplan“

gehörte, sowie der originäre Eigentumserwerb des

Landes bei archäologischen Funden aus staatlichen

Nachforschungen (Schatzregal) in Ergänzung zu

dem bereits im preußischen Ausgrabungsgesetz

vorgesehenen Ablieferungsverlangen. Trotz der

grundsätzlichen Neuregelung der Zuständigkeiten

– insbesondere der weit reichenden Kommunali-

sierung des Denkmalschutzes und der Denkmal-

pflege – hielt der Gesetzesentwurf an den bewähr-

ten Strukturen fest: So sollten die Landschaftsver-

bände, denen in §22 des Entwurfs ein umfassender

Aufgabenkatalog zugewiesen war, „angesichts ih-

rer bisherigen Leistungen“ die Zuständigkeiten im

Bereich der Denkmalpflege beibehalten.14 Durch

das Erfordernis des Einvernehmens bei sämtlichen

Entscheidungen der Unteren und Oberen Denk-

malbehörden sollte die fachliche Einflussnahme

der Denkmalpflegeämter der Landschaftsver-

bände auf die Entscheidungsfindung sichergestellt

werden.

Im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens hat der

ursprüngliche Gesetzesentwurf – nicht zuletzt un-

ter dem Einfluss eines von der Landesregierung

vorgelegten alternativen Entwurfs15 – einige we-

sentliche Änderungen erfahren. So wurde bei-

spielsweise der ursprünglich anthropozentrische

Denkmalbegriff16 auf Zeugnisse der Erdgeschichte

ausgeweitet und gleichzeitig um zwei ursprüng-

lich vorgesehene Schutzgründe – „wichtig für

Landschaftsbestandteile“ und „öffentliches Inte-

resse aus technologischen Gründen“ – verkürzt. Ein

konstitutives System des Denkmalschutzes, das le-

diglich im Hinblick auf Bodendenkmäler partiell

aufgelockert sein sollte, wurde dem im Fraktions-

entwurf vorgesehenen deklaratorischen System

vorgezogen; auch die Unterschutzstellung von

Denkmalbereichen sollte durch eine kommunale

Satzung und nicht lediglich im Wege einer Verwal-

tungsvereinbarung mit der Gemeinde erfolgen.

Die Idee einer zentral geführten Denkmalliste

wurde wiederum zugunsten von einzelnen Denk-

mallisten aufgegeben, die von den Kommunen in

deren Eigenschaft als Untere Denkmalschutzbe-

hörden geführt werden sollten. Schließlich hat

man auch auf die Einführung eines Schatzregals
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zugunsten der Beibehaltung der Ablieferung für

besonders bedeutende archäologische Funde, un-

abhängig von den Umständen ihrer Entdeckung,

verzichtet.

Bei der Festlegung der Verwaltungsstruktur und

des Zusammenwirkens der Behörden ergaben sich

ebenfalls Abweichungen zum Fraktionsentwurf, so

z.B. die Beratungsfunktion der Kreise gegenüber

den Unteren Denkmalbehörden, die Verlagerung

bestimmter Kompetenzen im Bereich des Boden-

denkmalschutzes von den Unteren auf die Oberen

Denkmalbehörden und die Einführung einer Son-

derzuständigkeit für bauliche Anlagen des Bundes

und des Landes. Anstelle der im Fraktionsentwurf

vorgesehenen Denkmalbeiräte auf kommunaler

Ebene wurde beschlossen, Ratsausschüsse mit An-

gelegenheiten nach dem Denkmalschutzgesetz zu

betrauen, um eine Konkurrenzsituation zwischen

kommunalpolitischen Entscheidungs- und den rei-

nen Beratungsgremien zu vermeiden. Schließlich

wurde die Bindung der Denkmalbehörden an die

fachlichen Äußerungen der Landschaftsverbände

zugunsten einer größeren Verantwortung der

Kommunen – durch Einführung einer Benehmens-

anstelle einer Einvernehmensregelung – gelockert.

Nicht durchsetzen konnte sich demgegenüber das

Ansinnen, lediglich die mit hinreichender Verwal-

tungskraft ausgestatteten Kommunen mit den

Aufgaben der Unteren Denkmalbehörden auszu-

statten, während diese im Übrigen von den Kreisen

wahrgenommen werden sollten.17

Umsetzung und Fortentwicklung

Die Umsetzung des neuen Denkmalschutzgesetzes

warf in der Praxis eine Reihe von Fragen auf, die

sich anhand der Gesetzgebungsmaterialien nicht

ohne Weiteres beantworten ließen.18 Dies betraf

einerseits Zuständigkeiten und Verfahren, etwa

die Kompetenzverteilung zwischen den einzelnen

Gemeindeorganen,19 die Mitwirkungsbefugnisse

der Denkmalpflegeämter der Landschaftsver-

bände und die Rechtsnatur der Ministerentschei-

dung gemäß §21 Abs.4 Satz3 DSchG NRW. Ande-

rerseits führte die umfassende Kommunalisierung

des Denkmalschutzes zur Frage der wirtschaftli-

chen Belastbarkeit der Gemeinden, etwa im Zu-

sammenhang mit dem in §31 DSchG NRW geregel-

ten Übernahmeverlangen des Denkmaleigentü-

mers.20 Unklarheiten ergaben sich aber auch bei

der Auslegung der im Gesetz verwendeten Be-

griffe, so z.B. bei der Frage, ob die Formulierung

„entgegenstehende Gründe des Denkmalschut-

zes“ in §9 Abs.2a DSchG NRW eine Abwägung zwi-

schen den Belangen des Denkmalschutzes und den

berechtigten Interessen des Antragstellers impli-

ziert sowie bei der Abgrenzung zwischen einem

Denkmal und einem Denkmalbereich.21

Den maßgeblichen Beitrag zur Klärung der aufge-

kommenen Fragen leistete die Entscheidungspra-

xis der nordrhein-westfälischen Verwaltungsge-

richte und der mit dem Denkmalrecht befassten

Senate des Oberverwaltungsgerichts (OVG) NRW.

Während die Rechtsprechung in den 1980er- und

der ersten Hälfte der 1990er-Jahre vornehmlich zur

Auslegung und Anwendung der §§2, 3 und 4

DSchG NRW – also dem Denkmalbegriff und den

Unterschutzstellungsverfahren – Stellung genom-

men22 und die behördlichen Zuständigkeiten (§§20

bis 22 DSchG NRW) geklärt hat,23 rückten nach und

nach die Folgen der Unterschutzstellung und somit

die §§7 und 9 DSchG NRW stärker in ihren Fokus.

Dabei haben sich Gerichte bisweilen nicht davor

gescheut, auch solche Positionen zu vertreten, die

der Auffassung des historischen Gesetzgebers zu-

wider liefen, so z.B. bei der Frage nach der Berück-

sichtigungsfähigkeit privater Belange im denkmal-

rechtlichen Erlaubnisverfahren. Aus den Bera-

tungsmaterialien zum DSchG geht nämlich hervor,

dass das von der CDU-Fraktion vorgetragene An-

liegen, in denkmalrechtlichen Erlaubnisverfahren

die wirtschaftliche Zumutbarkeit zu berücksichti-

gen, seinerzeit von den Fraktionen der SPD und

der F.D.P. abgelehnt wurde.24 Dementsprechend

ging die Rechtsprechung zunächst davon aus, dass

bei der Anwendung des Begriffs „entgegenste-

hende Gründe des Denkmalschutzes“ in §9 Abs.2a

DSchG NRW ausschließlich auf die Erheblichkeit

der Beeinträchtigung abzustellen war, während

die wirtschaftliche Belastung des Antragstellers

ggf. in einem nachgelagerten Verfahren gemäß §§

31 oder 33 DSchG NRW eine Rolle spielen konnte.25

Demgegenüber entschied der 7. Senat des OVG

NRW, die Verwendung des Begriffs „entgegenste-

hen“ in §9 mache deutlich, dass eine Abwägung

der widerstreitenden öffentlichen und privaten In-

teressen bereits in diesem Kontext zu erfolgen

habe26 – eine Auffassung, die für den Vollzug des

denkmalrechtlichen Erlaubnisverfahrens bis heute

maßgebend ist.

Zur Fortentwicklung des Denkmalrechts in Nord-

rhein-Westfalen trug neben der Rechtsprechung

auch die rechtswissenschaftliche Forschung bei,

deren Ergebnisse zumindest ansatzweise in die

Verwaltungspraxis der Denkmalbehörden und den

kulturpolitischen Diskurs eingeflossen sind. Im Fo-

kus der Forschungsvorhaben standen dabei ein-

zelne Instrumente des Denkmalschutzgesetzes –

wie z.B. der Denkmalbereich27 – ebenso wie Kom-

petenzfragen28 und Aspekte des denkmalrechtli-

chen Verfahrens.29

Das Gesetz auf dem Prüfstand

Im Laufe der ersten drei Jahrzehnte seines Beste-

hens erfuhr das nordrhein-westfälische Denkmal-

schutzgesetz allenfalls punktuelle Änderungen,30

wurde aber aus unterschiedlichen Anlässen einer

mehr oder weniger umfassenden kritischen Würdi-

gung unterzogen. Besondere Beachtung in der Öf-

fentlichkeit fand die 2001 bis 2002 durchgeführte

Evaluation, mit der die vom Minister für Städtebau

und Wohnen, Kultur und Sport berufene Kommis-

sion (Denkmalkommission Nordrhein-Westfalen)
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beauftragt wurde.31 Neben anderen Fragestellun-

gen hatte dieses zwanzigköpfige Expertengre-

mium zu untersuchen, ob vor dem Hintergrund des

ökonomischen und gesellschaftlichen Wandels

Verbesserungen der rechtlichen Rahmenbedingun-

gen der Denkmalpflege angezeigt waren. In ihrem

Bericht stellte die Denkmalkommission fest, „mög-

liche Unstimmigkeiten und Defizite im Denkmal-

wesen des Landes“ fänden ihre Ursache nicht im

Gesetz, sondern in gesamtwirtschaftlichen Rah-

menbedingungen oder in Mängeln des Vollzuges.

Die Kommission hielt zwar eine Verkürzung von

Mitwirkungsfristen im Verhältnis zwischen den

Vollzugs- und den Fachbehörden sowie eine Ein-

führung des Rechtsschutzes gegen Nichteintra-

gung von Objekten in die Denkmalliste für überle-

genswert, jedoch nicht für so dringlich, dass allein

deshalb die Einleitung eines Gesetzgebungsverfah-

rens zu empfehlen wäre. Insgesamt stufte die Kom-

mission das Gesetz als ein „wirksames, modernes

und zeitgerechtes Instrument zur Gewährleistung

eines geordneten, fachlich fundierten und berech-

tigte Belange berücksichtigenden Verfahrens“

ein.32 Die vom Deutschen Institut für Urbanistik

1985 und erneut 2006/2007 durchgeführten Unter-

suchungen nahmen demgegenüber nicht das Ge-

setz, sondern die Praxis des Denkmalschutzes und

der Denkmalpflege auf kommunaler Ebene in den

Blick. In seiner 2008 veröffentlichten Studie hielt

das Institut zwar eine Reihe von Problemen beim

Vollzug des Gesetzes fest, enthielt jedoch keine

Handlungsempfehlungen an den Gesetzgeber.33

Die Gesetzesänderung 2013 und ihre Folgen

Einen triftigen Grund für eine Neujustierung des

nordrhein-westfälischen Denkmalrechts lieferte im

Jahre 2011 das OVG NRW mit einer Entscheidung,34

die der bisherigen Verwaltungspraxis im Bereich

des Bodendenkmalschutzes – die Kosten einer ar-

chäologischen Rettungsgrabung dem Investor auf-

zuerlegen, dessen Baumaßnahme diese Grabung

erst notwendig gemacht hat – die Grundlage ent-

zog. Der Gesetzesänderung ging eine intensive

rechtspolitische Debatte voran, an der sich – neben

zahlreichen anderen landes- und bundesweit agie-

renden Institutionen mit Bezug zu Denkmalschutz

und Denkmalpflege – auch die Denkmalpflegeäm-

ter der beiden Landschaftsverbände engagiert be-

teiligt hatten. Am 28. Mai 2013 erfolgte eine zwi-

schen dem Bau- und Bodendenkmalpflegeamt in

Westfalen-Lippe abgestimmte Stellungnahme des

Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe zur ge-

planten Gesetzesänderung.35 Auf die zentralen

Herausforderungen für den Denkmalschutz ange-

sprochen, wies der LWL auf die bestehenden Voll-

zugsdefizite hin; ein Handlungsbedarf wurde vor-

nehmlich in der Verbesserung der Rahmenbedin-

gungen für das Handeln der Vollzugsbehörden,

dem Ausbau der verwaltungsinternen Zusammen-

arbeit sowie in der Zunahme der verwaltungsinter-

nen Kontrolle gesehen.36

Mit dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes zum

Schutz und zur Pflege der Denkmäler in NRW (1.

ÄndG zum DSchG NRW) vom 16. Juli 2013 wurden

die Rechtsgrundlagen des Denkmalschutzes und

der Denkmalpflege in Nordrhein-Westfalen in we-

sentlichen Punkten modifiziert. Das Gesetz, in

Kraft getreten am 27. Juli 2013, entsprach einer-

seits der Ankündigung im Koalitionsvertrag 2012–

2017 zwischen der NRW-SPD und BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN NRW und zog andererseits die Konse-

quenzen aus der vorausgegangenen Rechtspre-

chung des OVG NRW zur Praxis des Bodendenk-

malschutzes. Dementsprechend betrafen die vor-

genommenen Änderungen in erster Linie die Er-

haltung des archäologischen Erbes in Nordrhein-

Westfalen: So wurde sichergestellt, dass neben ein-

getragenen Bodendenkmälern auch nicht förmlich

unter Schutz gestellte archäologische Substanz bei

öffentlichen Planungen und Maßnahmen ange-

messen berücksichtigt wird (§3 Abs.1 Satz4 i.V.m.

§1 Abs.3 DSchG NRW). Zudem wurde anstelle der

bisherigen Ablieferung das bereits 1979 disku-

tierte Schatzregal normiert und auch erstmalig

ausdrücklich festgeschrieben, dass der Vorhaben-

träger, dessen Vorhaben zur Zerstörung eines

Denkmals führt, im Rahmen des Zumutbaren ver-

pflichtet ist, die Kosten der notwendigen wissen-

schaftlichen Maßnahmen zu tragen (Veranlasser-

prinzip).

Einige Änderungen betrafen jedoch auch die

Praxis der Baudenkmalpflege. So wurde mit der

gesetzlichen Verankerung des Veranlasserprinzips

(§29 Abs.1 und 2 DSchG NRW) eine Rechtsgrund-

lage dafür geschaffen, dem Eigentümer eines Bau-

denkmals im Falle eines Abbruchs die Kosten einer

Abbruchdokumentation aufzuerlegen. Von Be-

deutung für die Praxis des Baudenkmalschutzes

und der Baudenkmalpflege ist auch das in §28

Abs.2 bis 4 DSchG NRW neu geregelte Betretungs-

recht. Hier hat der Gesetzgeber die Befugnisse der

Denkmalbehörden und der Denkmalpflegeämter

im Zusammenhang mit der Betretung von Grund-

stücken ausgeweitet. Bislang hatten Eigentümer

und sonstige Nutzungsberechtigte von Denkmä-

lern nach vorheriger Benachrichtigung das Betre-

ten der Grundstücke und Wohnungen durch die

„Beauftragten der Denkmalbehörden“, um Prü-

fungen und Untersuchungen anzustellen, zu ge-

statten, soweit dies zur Erhaltung des Denkmals

dringend erforderlich war. Die Regelung sprach

damit die Denkmalpflegeämter, zu deren Aufga-

ben u.a. auch die Feststellung von denkmalwerten

Objekten gehört (§22 Abs.3 Nr.2 DSchG NRW),

überhaupt nicht an und war zudem auf die Erhal-

tung von bereits bekannten (und unter Schutz ge-

stellten) Denkmälern fokussiert. Nach der Neufas-

sung des §28 DSchG NRW steht das Betretungs-

recht neben den Denkmalbehörden nun dezidiert

auch den Denkmalpflegeämtern der Landschafts-

verbände zu (§28 Abs.2 Satz 1 DSchG NRW). Er-

weitert wurde auch der Kreis der Aufgaben, die zu
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einer Grundstücksbetretung berechtigen: Nun-

mehr gehören die Untersuchung, die Besichtigung

sowie auch ausdrücklich die Feststellung von Denk-

mälern dazu, ohne dass eine „dringende Erforder-

lichkeit“, etwa eine unmittelbare Gefahr für das

geschützte, erkannte oder vermutete Denkmal be-

stehen muss.

Der im Verlauf der Gesetzesberatungen insbeson-

dere von der Fraktion der PIRATEN vorgetragene

Wunsch nach Umstellung von einer analogen auf

eine digitale Denkmalliste37 konnte zwar im Rah-

men der Gesetzesänderung nicht berücksichtigt

werden; diesem Anliegen hat die Landesregierung

jedoch durch die Änderung der Denkmallistenver-

ordnung (DLVO) Rechnung getragen.38 Gemäß §1

Abs.2 DLVO wird die Denkmalliste nicht mehr als

eine Kartei, sondern in digitaler Form mit in jedem

Teil der Liste fortlaufender Nummerierung ge-

führt, wobei für jedes Denkmal anstelle einer Kar-

teikarte ein eigener Datensatz anzulegen ist. Für

Altdaten, die vor Inkrafttreten der neuen Verord-

nung erstellt wurden, ist gemäß §2 Abs.3 DLVO

eine schrittweise Digitalisierung des Bestandes im

Rahmen der personellen und finanziellen Möglich-

keiten der Unteren Denkmalbehörden anzustre-

ben. Dabei gewährleisten die die Denkmallisten

führenden Stellen soweit möglich, dass der ana-

loge Altdatenbestand bis zum Jahr 2020 in digita-

ler Form veröffentlicht wird.

Fazit und Ausblick

Die 2013 erfolgte Änderung des Denkmalschutz-

gesetzes wurde von führenden Rechtsexperten,

etwa von der Arbeitsgruppe „Recht und Steuerfra-

gen“ des Deutschen Nationalkomitees für Denk-

malschutz, die das Gesetzgebungsverfahren inten-

siv begleitet hatte, insgesamt als maßvoll, ange-

messen und sinnvoll gewürdigt. Im Hinblick auf das

in Art. 18 Abs.2 der Landesverfassung festgeschrie-

bene Staatsziel, das kulturelle Erbe des Landes für

die Nachwelt zu sichern, stellt sich das novellierte

Gesetz den am Gesetzgebungsverfahren konsulta-

tiv beteiligten Fachleuten, -behörden und -verbän-

den somit unterm Strich als ein probates Mittel dar.

Die Diskussion um eine „zeitgemäße Ausrichtung

der Denkmalpflege“ in Nordrhein-Westfalen – und

damit auch um die Aktualität des nordrhein-west-

fälischen Denkmalschutzgesetzes – ist dennoch

nicht völlig verebbt, wie der Entschließungsantrag

der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN vom 26. März 2014 zeigt.39 Im Entschließungs-

antrag, der die Bedeutung des bauhistorischen Er-

bes für die Gesellschaft und den hohen Rang des

öffentlichen Belangs „Denkmalschutz“ heraus-

strich, wurden – neben der drängenden Problema-

tik einer angemessenen Finanzierung der Denk-

malerhaltung – auch Fragen des Gesetzesvollzugs,

der Vereinbarkeit des Denkmalschutzes mit der

energetischen Sanierung und dem altersgerechten

Umbau sowie die aktuelle und künftige Unter-

schutzstellungspraxis thematisiert. Das Denkmal-

schutzgesetz wurde im Antrag zwar als „bundes-

weit vorbildlich“ charakterisiert; die Landesregie-

rung wurde jedoch auch aufgefordert, die einzel-

nen gesetzlichen Instrumente „zeitgemäß fortzu-

entwickeln“40 und die Möglichkeit der Einführung

einer „unabhängigen Instanz“ zur Lösung von

Konfliktfällen zu prüfen. Abschließend wurde der

Landesregierung nahe gelegt, dem Landtag den in

§43 Satz 3 DSchG NRW vorgesehenen Evaluations-

bericht vorzulegen. Seit 2015 arbeitet daher das

Kölner Sachverständigenbüro synergon in Koope-

ration mit Janbernd Oebbecke (Westfälische Wil-

helms-Universität Münster) im Auftrag des damali-

gen Ministeriums für Bauen, Wohnen, Stadtent-

wicklung und Verkehr NRW an der Evaluation des

Denkmalschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen, in

deren Rahmen einerseits Probleme im praktischen

Vollzug ermittelt und andererseits Grundlagen zur

Beurteilung der Funktionalität und Zeitgemäßheit

des Denkmalschutzgesetzes geschaffen werden

sollen.41

Die vor über 100 Jahren geäußerte Erkenntnis, dass

selbst das beste Denkmalschutzgesetz den Verfall

von Denkmälern nicht aufhalten wird, trifft auch

heute noch ins Schwarze. Sie darf aber nicht als An-

sporn zur Deregulierung missverstanden werden,

da letztlich auch kein anderes Gesetz den mit ihm

angestrebten Zweck je erreichen wird, wenn die

strukturellen und finanziellen Rahmenbedingun-

gen für einen effektiven Gesetzesvollzug nicht si-

chergestellt sind.42 Gerade darin dürfte der An-

satzpunkt für eine nachhaltige Sicherung des kul-

turellen Erbes in Nordrhein-Westfalen zu sehen

sein und nicht primär in einer Neujustierung der

gesetzlichen Mechanismen.
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